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Technischer Fortschritt und wirt­
schaftliches Wachstum waren in 
der Vergangenheit vielfach mit 

großen sozialen und ökologischen Bela­
stungen verbunden. Diese systematisch 
und umfassend zu verringern und gleich­
zeitig die Chancen, die neue technologi­
sche Entwicklungen bieten, so zu nut­
zen, daß die von ihnen ausgehenden 
Risiken möglichst niedrig bleiben, ist 
eine zentrale Aufgabe, die von Staat und 
Unternehmen nur gemeinsam und in 
sinnvoller Arbeitsteilung gelöst werden 
kann.

In den vergangenen Jahrzehnten wur­
de jedoch versucht, diese Probleme in 
erster Linie durch staatliche Initiative', 
nämlich durch eine Vielzahl von Vor­
schriften und Gesetzen, Geboten und 
Verboten zu bewältigen. Interpretatio­
nen dieser Vorschriften, die Berücksich­
tigung von Sondersituationen und eine 
damit verbundene wachsende Zahl von 
Gerichtsentscheidungen bewirkten letzt­
lich eine immer stärkere Regulierung der 
gesamten wirtschaftlichen Tätigkeit.

Bereits 1978 stellte daher Hans L. 
Merkle auf dem Internationalen Mana­
gementsymposium in St. Gallen in klarer 
Erkenntnis der Nachteile einer solchen 
Entwicklung fest: „Der Staat engt den 
Spielraum der Wirtschaft immer mehr 
ein, er interveniert immer mehr selbst, 
erwartet aber die Kooperation der Wirt­
schaft bei der Lösung seiner Probleme. 
Die Frage ist, ob dieser Bodengewinn 
des Staates . . .  ein Gewinn für das 
Ganze ist.“ Merkle forderte schon da­
mals unmißverständlich eine Umkehr 
dieser Entwicklung, nämlich die Erwei­
terung des Spielraums für die Wirtschaft. 
Er verlangte allerdings zugleich deren 
Bereitschaft, wirtschaftliche Ziele nicht 
allein zur Befriedigung partieller Bedürf­
nisse zu verfolgen, sondern diese den 
Interessen des Gemeinwohls unterzu­
ordnen.

Entbürokratisierung in diesem Sinne -  
Rückzug des Staates auf seine wesentli­
chen Aufgaben und mehr Freiheit für die 
Wirtschaft -  bedeutet, einen unseren 
heutigen Kenntnissen und Zielen ent­
sprechenden Schutz von Mensch und 
Umwelt in den verschiedensten Lebens­
bereichen mit einem Minimum an staatli­
chen Vorschriften zu verwirklichen. Bei 
den zunehmend als Alternativen zu de­
taillierten staatlichen Eingriffen disku­
tierten Konzepten sollte -  neben den 
heute vielfach gerade im Hinblick auf 
den Umweltschutz in den Vordergrund 
gerückten ökonomischen Instrumenten

Perspektive

Mehr Spielraum 
durch mehr 

Transparenz
Von Meinolf Dierkes

wie Abgaben, Gebühren und Zertifikate 
-  auch ein sehr traditionelles und markt­
wirtschaftliches Instrument der Kontrol­
le wirtschaftlicher Tätigkeit wieder in 
Erinnerung gebracht werden: Transpa­
renz und Publizität.

Unternehmen sollten -  verknüpft 
man diese Vorstellungen mit den Forde­
rungen von Merkle -  den durch Entbü­
rokratisierung erhöhten Freiheitsspiel­
raum nur dann erhalten, wenn sie in 
freier Entscheidung der Mittel und Wege 
auch ohne staatliche Detailvorschriften 
Anstrengungen unternehmen, gefährli­
che Belastungen durch Produkte und 
Produktionsprozesse weiter zu reduzie­
ren. Daß — und in welchem Ausmaß — 
sie das tun, sollte durch eine Erweite­
rung der Untemehmenspublizität für je­
den sichtbar gemacht werden. Experi­
mente innovativer Unternehmen auf 
dem Gebiet der gesellschaftsbezogenen 
Berichterstattung machen deutlich, daß 
Publizität ein sinnvolles Instrument ist, 
um auf Gesellschaft und Umwelt bezoge­
ne Aktivitäten von Unternehmen -  in­
haltlich und methodisch geprüft wie Ge-
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schäftsbericht, Bilanz, Gewinn- und Ver- 
lustrechnung — jedem Interessierten zu 
vermitteln.

Dieser Gedanke, eine systematische 
Entbürokratisierung mit der Forderung 
nach einer Ausweitung der Unterneh­
menspublizität zu verbinden, ist nun kei- 
neswegs so neu, wie er scheinen mag. 
Schon einmal, bei der Schaffung des 
Rechts der Aktiengesellschaft in den 
siebziger Jahren des vorigen Jahrhun­
derts, stand die Wirtschaft vor der Wahl: 
staatliche Aufsicht oder mehr Publizität. 
Damals hat sie die Erweiterung der Pu­
blizität akzeptiert, auch wenn viele der 
damit verbundenen Fragen weit weniger 
geklärt waren als heute, wenn eine Er­
weiterung der Unternehmensberichter­
stattung um Bereiche wie Umweltschutz, 
Arbeitssicherheit oder Verbraucher­
schutz zur Diskussion steht. Die wirt­
schaftliche Prosperität der folgenden 
Jahrzehnte dürfte nicht unerheblich 
durch diesen neu gewonnenen Spielraum 
bei gleichzeitig höherer Transparenz der 
unternehmerischen Handlungen und 
Entscheidungen beeinflußt gewesen 
sein.

Selbstverständlich gibt es Bereiche, in 
denen dieses Prinzip nicht öder nur ein­
geschränkt angewandt werden kann. 
Dies gilt zum Beispiel bei Fragen der 
Arzneimittelzulassung oder bei Sicher­
heitsbestimmungen in hochkömplexen 
technischen Bereichen; in solchen Fällen 
dürften detaillierte Regelungen durch 
den Staat weiterhin der sinnvollste Weg 
sein, möglichen und faktischen Risiken 
vorzubeugen. In vielen Handlungsfel- 
dem, in denen heute der Staat durch 
eine unüberschaubare Flut von Vor­
schriften eingreift, kann jedoch der 
Spielraum der Wirtschaft ohne Einbußen 
an Sicherheit vergrößert werden, wenn 
sich die Unternehmen bereit fänden, 
umfassend Auskunft darüber zu geben, 
was sie für die Verbesserung von Um­
welt und Lebensbedingungen mit wel­
chen Erfolgen getan haben.

In diesem Sinne ist die Wirtschaft 
aufgefordert, die von Wissenschaft und 
Praxis entwickelten Konzepte einer Er­
weiterung der Untemehmenspublizität 
zu prüfen und konkrete nächste Schritte 
vorzuschlagen, auf deren Gmndlage der 
Staat ihren Handlungsrahmen ausweiten 
könnte. Die Umsetzung der EG-Bilanz- 
richtlinie in nationales Recht wäre ein 
sinnvoller Ansatzpunkt für eine solche 
Konkretisierung der ansonsten weitge­
hend in Rhetorik verharrenden Diskus­
sion um Entbürokratisierung.

Wirtschaftswoche Nr. 4 0  • 2 7 .9 .198 ?52


